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An die 
Bezirkshauptmannschaft 
Bezirksfürsorgeamt 

Innsbruck, den 1.Juni 1946 

inKufstei n. 	> 

Betrifft.•  I. Einweisung Kranker nach § 5 FV,  
II.  Meldungen über Veränderungen bei Befürsorgten. 

I. Einweisungen; 

In letzter Zeit mehren sich die Fälle, dass fürsorgebedürf-. 
tige Kranke im Sinne des § 5 der Fürsorgeinfiihrungsverordnung, die Luichi 
cLrzeit noch in Geltung steht, d.s. Geisteskranke, Geistesschwache, Epi—
leptiker, Taubstumme, Blinde un0 Krüppel soweit Anstaltspflege erforder- 
lich ist, ohnp.  vorheriges Einverständniss  mit demaIauf,egifilugygevenbp,a, 
der dafür kostenpflichtig ist, in eine Fürsorgeanstalt (Heilanstalt  etc.)  
eingewiesen werden. 

Inßoferne es sich nicht um eine Eileinweisunj, handelt, wo 
also Gemeingefährlichkeit des Erkrankten oder Gefahr im Verzug 
ist ein derartiges Vorgehen unstatthaft. Grundsätzlich musb v o r Lin-
lieferung in eine Anstalt das Bezirksfürsorgeamtl  in dessen Bezirk der 
Fürsorgefall eintritt, an das Landesfürsorgeamt erst einen Aufnahma-l-
trag unter Beischluss eines amtsärztlichen Zeugnisses, der Bescheinif ,.=.3 
der Hilfsbedürftigkeit und einer Einverständniserklärung einsenden, wo-
rauf das Landesfürsorgeamt das Anerkenntnis ausspricht oder ablehnt. Wiid 
dieser Vorgang in Hiniunft nicht eingchalten, läuft das BezirksfüreDre- .  
amt  bezw. die betreffende Anstalt (Krankenhaus) Gefahr, die bis zur Pest-
stellung der Hilfsbedürftigkeit bezw. des endgültig verpf1ichtete:1 Kosteu-
trägers erlaufenen Pflegekosten aus FürsorgeMitteln nicht ersetzt zu be- 
kommen, Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn eine an und für sich 
leistungspflichtige Urankenhasse wegen Unterlassunr_ uer vorherigen 
meldung des Falles ihre tarifmässige Kostenerstaitungspflicht satzun,a- 
mässig abzulehnen berechtigt ist. Es 	daher im Interesse der Au:. 
stalten, alle nicht auf einem Bescheid des Landesfürsorgeamtes beruhenden 
Einweisungen von fürsorgebedürftigen Kranken (Eilfälle ausgenom-len) abzu. 
weisen und die einweisende Stelle über die vorschriftsmUc3sige Eimvej.sung zi 
informieren, d.h..sie an den zuständigen Amtsarzt zu verqoisen, der das 
weitere zu veranlaesen hat. 

Die Bezir;:sfUrsergeämter werden hiermit ersucht, mit ihren 
Bezirksgesundheitsämtern in dieser Angelegenheit das rWtige Einvernehaken  

el• 



zu pflegen und (31.( 	Dezirksärzte auf diese Bestimmungen eigens gut.. 
merksam zu machen, 

Es ist auch nicht angängig, dass durch längeres Xichtvor-
liegen des Aufnahmeantrages das Landesfürsorgeamt im Unklaren über die 
Vermögensverhältnisse des Befürsorgten bleibt und daher richt rädhtzeigg 

mit der Heranziehung von.Drittverpflichteten (Verwandten oder Renten) 

1).:gon4e301..wc_rdc-1 'rfanr  'vas  d, Ausg„:ben d. öffentl. Hand meistens erhöht• 

Ij Me1dun.g.voAyeränderungen2_.  
Die Anfrage eines Bezirksfürsorgeamtes, ob die Aufnahme von 

Befürsorgten des Landesfürsorgeamtes in ein Krankenhaus jeweils zu  widen  
sei, wird zum Anlass genommen, allgemein wie folgt bekanntzugeben: 

Aus Gründen der Kontrollmöglichkeit von Kostenrechnungen 
und um Rückfragen zu vermeiden ist es notwendig, dass a 1 1 e Veränderungen 
dem Landesfürorgeamt sofort bei Eintritt gemeldet werden. Dies gilt nicht 
nur bei Eintritten in bezwe  Austritten aus den KrAnkenhäusern sondern auch 
bei allen Änderungen, die eine Erhöhung oder Herabsetzung der Pflegefelder, 
oder monatlichen Unterstützung bedingen, wodurch das vom Landesfürsörgeamt 
ausgesprochene Anerkenntnis der Fürsorge-und Kostenerstattungspflicht eine 
Änderung fih 	Eventuelle gleichzeitig laufende monatliche UnterstUtzuneg 
sind für d4,-  7-24' 
	

1,Trrer.thltls eines Befürsorgten im Krankenhaue ein-
zustellen. 

gez.; Dr. Newesely. 

üraxl e.h, 

Bezirkshauptmz_nnschaft  
Kufstein 	• _ _ _  
II - 4o24o 

Kufstein,den 22.Juni 1946. 

Abschriftlich 
an alle 
Bürgermeisterämter 
des Bezirkes 

K u f - s t e I n, 7.91- lanntnisnahme und Beachtung übersandt. Andern-. 
falls wäre der Bezirksfürsorgeverbm-id Kufstein ge-
zwungen, die vollen Kosten den Gemeinden anzulastahl 

Der Bezirkshauptaa= ,  
- In Vertretung.  
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